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Europ�ischer Verbraucherschutz –
Aktionismus statt Qualit�t

Bekanntlich hat die Europ�ische Kommission
im April diesen Jahres ihren „New Deal for
Consumer“ vorgestellt. Dieser tr�gt nicht nur
einen bedeutungsreichen Titel, sondern enth�lt
tats�chlich auch eine Reihe von verbraucher-
sch�tzenden Gesetzes�nderungsvorschl�gen,
denen Anfang September 2018 die Verbrau-
cherschutzminister der L�nder weitgehend zu-
gestimmt haben. Die Gesetzgebungsvorschl�-
ge bringen trotz des Titels nicht den großen
„Umbruch“, sondern frustrieren mit ihrem
kleinteiligen Aktionismus:
In Abgrenzung zur U.S.-Sammelklage schl�gt
die Kommission eine Erweiterung der Ver-

bandsklage „nach europ�ischer Art“
zur kollektiven Durchsetzung von
Massenschadensereignissen vor. Auf
dieser Grundlage sollen bei Verstç-
ßen von Unternehmen gegen Ver-
braucherschutzgesetze, wie z. B. in
den F�llen des Dieselabgasskandals,
qualifizierte Einrichtungen zuk�nftig
nicht nur auf Unterlassung klagen,
sondern auch Abhilfeentscheidungen

und Vergleiche zu Gunsten der Verbraucher
bewirken kçnnen. Verbraucher sollen bspw.
Entsch�digungen oder Preisminderungen EU-
weit geltend machen kçnnen, ohne dass der
Verstoß f�r jeden Einzelfall gesondert in einem
langwierigen und mçglicherweise komplexen
Folgeverfahren festgestellt werden muss.

Im Falle von weitverbreiteten Verstçßen mit
„Unions-Dimension“ (Betroffenheit von min-
destens zwei Drittel der Mitgliedstaaten, die
zusammen mindestens zwei Drittel der Bevçl-
kerung der Union ausmachen) sollen Bußgel-
der in Hçhe von mindestens 4 % des netto Jah-
reseinkommen eines Unternehmens verh�ngt
werden kçnnen. Ferner sollen durch zus�tz-
liche Koordinierungsmaßnahmen einheitliche
Kriterien f�r die Bewertung von Verstçßen
und die Bemessung von Bußgeldhçhen EU-
weit etabliert werden.

K�nftig sollenVerbraucher, die von unlauteren
Gesch�ftspraktiken betroffen sind, von indivi-
duellen Rechtsbehelfen Gebrauch machen
kçnnen. Hierbei soll ihnen insbesondere ein
Anspruch auf Vertragsk�ndigung sowie ein
Anspruch auf Schadensersatz zugestanden
werden.

Die Kommission sagt außerdem dem Vertrieb
von identischen Verbraucherprodukten unter-
schiedlicher Qualit�t den Kampf an. So soll
Waremit gleicher Verpackung undKennzeich-
nung in allen EU-Staaten die gleichen Quali-
t�tsanforderungen erf�llen.

Online-Marktpl�tze wie eBay oder Airbnb, die
einen Online-Vertragsschluss zwischen Ver-
brauchern und Unternehmern ermçglichen,
sollen die Verbraucher k�nftig �ber die Haupt-
parameter des Rankings von Suchergebnissen
auf der Plattform informieren. Zus�tzlich sol-
len ihnen Informationspflichten auferlegt wer-
den, die Verbraucher dar�ber zu unterrichten,
gegen welche Personen (Plattformbetreiber
oder Dritter) ihnen welche Rechte zustehen.
Die Verbraucherschutzminister kritisieren
hierbei allerdings, dass ebenfalls involvierte
Vergleichsportale, App-Stores und Suchma-

schinen von dieser Offenlegungspflicht nicht
betroffen sind.

Das 14-t�gige Widerrufsrecht soll auf „kosten-
lose“ digitale Dienstleistungen erweitert wer-
den, bei denen eine „Zahlung mit Daten“ er-
folgt. Nach den Forderungen der Verbraucher-
schutzminister sollen die Daten in dieser Zeit
vom Unternehmen nicht weiterverarbeitet und
im Falle einer Abmeldung/K�ndigung ge-
lçscht werden.

Das Widerrufsrecht im E-Commerce soll aus-
geschlossen sein, wenn der Verbraucher die
Ware bereits verwendet. Weiter soll der Unter-
nehmer den Kaufpreis grunds�tzlich erst dann
erstatten m�ssen, wenn er die Ware wieder zu-
r�ckerhalten hat. Auch soll es dem Unterneh-
mer k�nftig mçglich sein „sonstige Online-
Kommunikationsmittel“ zu verwenden. Ent-
scheidend sei nur, dass der Verbraucher die
Kommunikation dauerhaft speichern kann.

Das vollmundig angek�ndigte Gesetzgebungs-
verfahren steht noch ganz am Anfang und es
scheint, als kçnne das Schlimmste noch verhin-
dert werden. Speziell nach erfolgten Beratun-
gen von europ�ischem Rat und Parlament sind
noch weitere Entsch�rfungen der Vorschl�ge
denkbar. Und dasw�re auch gut so:DerGedan-
ke, durch mehr Anspr�che mehr Verbraucher-
schutz zu erlangen, f�hrt in die Irre und macht
allenfalls Abmahnanw�lte gl�cklich. Auch
weitere Aufsichtsbehçrden und Bußgelder
braucht keiner. Denn es fehlt nicht an Klage-
mçglichkeiten, sondern pfiffigen, marktkon-
formen Regulierungsideen. Mehr noch: Die
EU versucht Missst�nde zu beseitigen, die sie
selbst gar nicht feststellen konnte. In vielen
Mitgliedsstaaten leisten die bestehenden Wett-
bewerbsgesetzemit Hilfe der Gerichte gute Ar-
beit und reagieren auch flexibel auf neue Fra-
gestellungen. Der große „Umbruch“ wird da-
her nur zu etwas f�hren, was wir aktuell am
wenigstens brauchen: EU-Verdruss.
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